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GreiftdieSchuldenbremse?
Finanzminister Lindner stellt Bundeshaushalt 2023 vor
Auch Griff in Rücklagen soll Neuverschuldung drücken

Ein „Obersternsinger“ gerät ins Zwielicht
Das Erzbistum Köln und der Fall P.: Information an andere Bistümer und Institutionen erfolgte erst spät
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Das ErzbistumKöln hätte
das BistumDresden-Meißen
über die P. auferlegte Kon-
taktbeschränkung informie-
renmüssen. Das geht nach
Angabendes inMünster leh-
rendenKirchenrechtlers Tho-
mas Schüller aus den Leitli-
nien derDeutschenBischofs-
konferenz hervor. Punkt 53
der damals geltenden Fas-
sung von 2013 schreibt das
fest.DieBistumsleitungunter
KardinalMeisner habe somit
rechtswidrig gehandelt. (rn)

VONRENA LEHMANN
• •• • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • • •

Berlin. Nach drei Ausnahmejah-
ren wegen der Corona-Pande-
mie will Finanzminister Christi-
an Lindner (FDP) im kommen-
den Jahr die Schuldenbremse
wieder einhalten. Dazu soll
haushaltspolitisch stark auf die
„Bremse“ getreten werden, wie
aus Regierungskreisen zumEnt-
wurf des Finanzministeriums
für den Bundeshaushalt 2023
verlautete. Lindner selbst sagte:
„Der Staat muss aus den Schul-
den raus, denn auch das treibt
die Inflation.“
AuchumdieSchuldenbremse

einhalten zu können, will der
Bund die milliardenschwere
Rücklage stärker als bisher ge-
plant einsetzen, insgesamt geht
es um einen Betrag von 40Milli-
arden Euro. In der Rücklage lie-
gen rund 48,2 Milliarden Euro.
Daneben helfen dem Bund stei-
gende Steuereinnahmen. Um
Personalausgaben zu sparen,
soll es in den Ressorts eine pau-
schale Stelleneinsparung von
1,5 Prozent geben, ausgenom-
men davon sind Stellen etwa bei
der Bundespolizei.

Weiterhin zusätzliche
Wünsche aus denMinisterien
Das Kabinett soll dem Entwurf
Lindners heute zustimmen.
Noch immer hätten Ressort-
chefs zusätzliche Ausgaben-
wünsche, hieß es aus denRegie-
rungskreisen.DieSpielräumeim
Haushalt seien aber viel enger
geworden. Dazu kämen steigen-
de Zinslasten des Bundes. Die
Neuverschuldung soll nun 2023
laut Regierungsentwurf auf ei-
nen Wert von 17,2 Milliarden
sinken–von140MilliardenEuro
in diesem Jahr. Darin enthalten

sindaber auchmilliardenschwe-
re Kredite etwa an den Interna-
tionalen Währungsfonds, diese
werden bei der Schuldenbremse
ausgeklammert. Damit beträgt
die Neuverschuldung im Etat
knapp 10 Milliarden Euro. Der
Rahmen der Schuldenbremse
wird laut Entwurf damit einge-
halten.
Coronabedingte Ausgaben

sollen im kommenden Jahr zu-
rückgefahrenwerden, sodassdie
Gesamtausgaben im Bundes-
haushalt auf 445,2 Milliarden
Euro sinken sollen. Mehr Inves-
titionen sind geplant etwa für
die Schiene, den Klimaschutz,
Bildung und Forschung und so-
zialenWohnungsbau.MehrGeld
soll es auch dafür geben, die
Energiewende voranzutreiben
undweniger abhängig vonRuss-
land zu werden.
ZurSchuldenbremsedrohtal-

lerdings ein Streit in der Ampel-
Koalition. SohattendieGrünen-
Chefin Ricarda Lang und die
SPD-Vorsitzende Saskia Esken
dieEinhaltungderBremse infra-
ge gestellt. Sie betonten, etwa
für Energiewende und Digitali-
sierung müsse es Milliardenin-
vestitionen geben.

DazukommtdieFrage,inwel-
chemUmfang es weitere Entlas-
tungen für die Bürger geben soll
wegen stark gestiegener Ener-
gie- und Lebensmittelkosten.
Lindner will ein drittes Entlas-
tungspaket erst im kommenden
Jahr schnüren. „Neue Haus-
haltsmittel stehen in diesem
Jahr nicht mehr zur Verfügung“,
sagte der FDP-Chef der „Wirt-
schaftswoche“. Vorhaben der
Koalition wie eine Kindergrund-
sicherung oder eineAktienrente
sind außerdem im Etatentwurf
noch nicht enthalten.

Union: Planung ist schon
jetzt unrealistisch
Scharfe Kritik kommt auch des-
halb aus der Union. Fraktionsvi-
ze Mathias Middelberg (CDU)
sagte unserer Redaktion: „For-
mal hält Minister Lindner mit
seinem Entwurf die Schulden-
bremse ein. Tatsächlich ist die
Planung schon jetzt unrealis-
tisch. Die wirtschaftlichen Da-
ten, auf denen sie basiert, sind
bereitsüberholt.Dabeiwird sich
die Lage wegen des Ukraine-
Kriegs und der Inflation abseh-
bar weiter verschärfen.“
Middelberg sagte, der Ent-

wurf lasse „jeglichen Ehrgeiz
vermissen“. „Eine echte Über-
prüfung von Ausgaben, die die
Ampel in ihrem Koalitionsver-
trag ausdrücklich versprochen
hatte, findet nicht statt.“ Nach-
haltige Reformen seien nicht er-
kennbar. „Im Gegenteil: Finan-
zierungslücken,etwa imBereich
Gesundheit, werden auf die Ver-
sicherten abgewälzt. Sie sollen
höhere Beiträge zahlen und die
Krankenkassen sollen jetzt die
Schuldenmachen,dieHerrLind-
ner in seinem Haushalt vermei-
den will.“ (mit dpa)

Greift Lindners Planung an: CDU-
Haushälter Mathias Middelberg.
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Köln. Sein Lied „Laudato si“ist
aus keinem Jugendgottesdienst
wegzudenken. Beim Requiem
für den Liedautor zogen kleine
Könige am 9. März 2019 in die
Kirche von Leutersdorf in Sach-
sen ein, denn das Kindermissi-
onswerk „Die Sternsinger“ in
Aachen hatte Pfarrer P. ein Jahr-
zehnt lang, von 2000 bis 2010,
geleitet. Dreieinhalb Jahre spä-
teräußertsichdasMissionswerk
„fassungslos, traurig und wü-
tend zugleich“. Das Erzbistum
Köln,indemP.1966zumPriester
geweiht worden war und lange
auch in der Jugendseelsorge ge-
arbeitet hat, hat mögliche Be-
troffene, die von P. sexualisierte
Gewalt erfahrenhaben könnten,
aufgerufen sich zumelden.
Warumjetzt?Undwarumerst

jetzt? Bereits von 2012 bis 2014
war in Köln gegen P. ermittelt
worden, ganz korrekt mit Mel-
dung an die Glaubenskongrega-
tion. Am Ende, 2014, kurz vor
seiner Emeritierung, erteilte
Erzbischof Joachim Kardinal
MeisnerP.einenVerweis,erlegte
ihm eine Geldstrafe auf und ver-
bot ihmdenKontaktmitMinder-
jährigenohneAnwesenheitwei-
terer Erwachsener. Damals ging
es um einen Fall aus den frühen
1970er Jahren (wir berichteten),
bei dem unklar blieb, ob der Be-
troffene zumTatzeitpunkt noch

minderjährig war. In jedem Fall
stand er als Sekretär in einem
Abhängigkeitsverhältnis zu P. –
Anlass genug für eine Sanktion.
Nur: Das für P.s Ruhestands-

sitz in Leutersdorf zuständige
Bistum Dresden-Meißen erhielt
nach eigenen Angaben erst im
Juni 2022Kenntnis vondemVer-
fahren. Die „Sternsinger“ wur-
den im September 2021 intern

informiert, das Bistum Aachen
und der Kölner Diözesanver-
band des Bundes der Deutschen
Katholischen Jugend (BDKJ),
dessen Präses P. von 1972 bis
1978 war, wiederum erst im Juni
2022.
P. stammte aus dem Sudeten-

land,Leutersdorf lagnaheseiner
Heimat. Er nahm laut Bistum
Dresden-Meißen„sowohl imbe-

nachbarten Bistum Leitmeritz
(Tschechien) als auch an seinem
Wohnort Leutersdorf noch Ver-
tretungsdienste wahr“. Warum
die Kollegen an der Elbe nicht
überdieAuflagefürP. informiert
wurden, kann das Erzbistum
Köln nicht erklären.
Wie sehr der Fall P. danach

auch in Köln in denHintergrund
trat, zeigt der Nachruf, in dem

Erzbischof Rainer Maria Kardi-
nal Woelki 2019 „mit großer
Dankbarkeit“ an P. erinnerte. P.s
Nachfolger bei den „Sternsin-
gern“, Klaus Krämer, nannte ihn
eine „starke Stimme für die Kin-
der in aller Welt“. Bei dieser Er-
innerung an den (wie er sich
selbst nannte) „Obersternsin-
ger“ und charismatischen Seel-
sorger blieb es– bis jetzt. Intern
prüft das Erzbistum Köln seinen
Fall seit 2021 erneut. Warum?
Beim Erzbistum ist vom ei-

nem neuen Vorwurf einer ande-
renPersondieRede.Nunging es
um P.s Zeit als Pfarrer in Kaarst
(1989 bis 2000). Der Vorwurf
wurde überprüft – dem Verneh-
men nach ergebnislos. Dennoch

Seine große Zeit: Pfarrer P. mit der damaligen Bundeskanzlerin Angela Merkel bei einem Sternsinger-
Empfang im Jahr 2010. Foto: dpa

sucht das Erzbistum vorsichts-
halber nachweiterenmöglichen
Betroffenen. Die „Sternsinger“
erklären, sie hätten darauf ge-
drungen.
Irritiert über die Informati-

onspolitik des Erzbistums zeigt
sich Volker Andres, einer der
Kölner BDKJ-Diözesanvorsit-
zenden.„DerFall ausden1970er
Jahren liegt ja in der Zeit, in der
er bei uns Diözesanpräses war“,
sagt Andres. Der BDKJ will jetzt
alle Unterlagen, die er über P.s
Tätigkeit hat, durcharbeiten.
Nach Andres’ Angaben sind die
im Zuge der Missbrauch-Aufar-
beitung beim Erzbistum nie ge-
sichtetworden–obwohl der Fall
P. ja im Gercke-Gutachten als
Aktenvorgang 148 erwähnt ist.
„Es wurde uns aber versichert,
dass dieVorwürfe nichtsmit sei-
ner Tätigkeit beim BDKJ zu tun
hätten“, sagt Andres. Abgese-
hen davon müsse man sich da-
mit beschäftigen, wie man mit
„Laudato si“ und anderen Lie-
dernvonP.umgehe.„Könnenwir
sie einfach weiter singen? Oder
müssen wir zumindest bei sol-
chen Liedern etwas anmerken?“
Diese Debatte steht jetzt an.
Und was wird aus dem von P.

einst wiederbelebten„Altenber-
ger Licht“? Dafür ist nicht der
BDKJ zuständig, sondern ein ei-
gener Initiativkreis. Er hat bis-
her nicht auf eine Rundschau-
Anfrage reagiert.

Leitlinien


